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EIN LA D U N G

Gießen, den 27. November 201 7

Sehr geehrte Damen.
sehr geehrte Herren,

zur 9. öffentlichen Sjtzupg des Kreistagsausschusses für Soziales und Integration
des Landkreises Gießen lade ich ein für '

Mittwoch, den 1 3. Dezember 2017, 16:30 Uhr

Konferenzraum [, Zimmer Nr. F2]2, Riversp]atz 1-9, 35394 Gießen
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Eröffnung und Begrüßung

Erstellung eines Armutsberichtesl
hier: Antrag der Fraktion Gießener Linke vom 24. November 201 7

(Vorlage: 0506/201 7)

3 Bericht zur präventiven Bildungsarbeit im Rahmen der Tätigkeit der
Fachstelle Demokratie und Toleranz:
hier: Beschluss des Kreistages vom 6. März 201 7

4 Jahresbericht zur Sozialarbeit an Schulen:
hier: Beschluss des Kreistages vom 14. November 201 6

5 Gleichbehandlung von ehrenamtlich arbeitenden Inhabern der
Jugendleiter-Card (Juleica) mit den ehren.amtlich Tätigen mit Anspruch auf
eine Ehrenamtscard:
hier: Beschluss des Kreistages vom 25. September 20] 7

6 Bericht des Kreisausschusses zu sogenannten "Reichsbürgern" im
Landkreis Gießen :
hier: Beschluss des Kreistages vom 25. September 201 7
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Neue Berechnungsgrundlage für Nettokaltmieten (KdU)
hier: Beschluss des Kreistages vom 25. September 201 7

Zertifikat Wohnen und Wirtschaften (Zertifikat WoWI)

Projekt BASIS - Beruf, Alltag, Sprache, Integration und Soziale Teilhabe

Mitteilungen und Anfragen

An merkuna elli
Die Unterlagen zu Tagesordnungspunkt 2 erhalten Sie mit gleicher Post mit der
Einladung zur Sitzung des Kreistages am 1 8. Dezember 201 7

Der Bericht zu Tagesordnungspunkt 3 erfolgt in Form einer Powerpoint
Präsentation.

Gemäß des Beschlusses des Kreistages vom 1 4. November 2016 soll der Bericht zu
Tagesordnungspunkt 4 sowohl im Kreistagsausschuss für Schule, Bauen und Sport
als auch im Kreistagsausschuss für Soziales und Integration erstattet werden. Man
hat sich aber in der Sitzung des Ältestenrates am 22. November 201 7 darauf
verständigt, den Bericht zwar auc.h den Mitgliedern des Kreistagsausschusses für
Schule, Bauen und Sport zur Verfügung zu stellen, es aber bei einer Berichterstat-
tung im Kreistagsausschuss für Soziales und Integration zu belassen.
Die sehr umfangreiche Unterlage kann im Parlamentsinformationssystem
eingesehen werden.

Die Unterlagen zu den Tagesordnungspunkten 5 bis 9 erhalten Sie als Anlage

Sollten Sie an der Ausschusssitzung nicht teilnehmen können, so reichen Sie die
Einladung und die entsprechenden Unterlagen bitte an die/den von Ihnen zu be
stammende/n Stellvertreter/in weiter.

Den beigefügten Entschädigungsantrag geben Sie zum Schluss der Sitzung bitte
ausgefüllt zurück.

Mit freundlichen Grüßen Anlacle n

Claudia Zecher
Ausschussvorsitzende



Antrag auf Gleichbehandlung von ehrenamtlich arbeitenden
Inhaberinnen und Inhabern der Jugendleiter-Card (Juleica) mit den
ehrenamtlich Tätigen mit Anspruch auf eine Ehrenamtscard
t!!ec Prüfauftrag im Rahmen des KT-Beschlusses vom 25.
September201 7

Das Thema Gleichbehandlung von Inhaberinnen und Inhabern einerJuleica und einer
Ehrenamtscard in Bezug auf die Vergünstigungen wurde im Fachausschuss

Jugendförderung am 20. Dezember 2016 von Seiten des Kreisjugendrings
eingebracht und von den .kommunalen Jugendpflegen bestärkt.
Ehrenamtliche in der Kinder- und Jugendarbeit müssen für den Erwerb der Juleica
eine Qualifikation erlangen '(40-stündige Juleica-Schulung), welche durch
regelmäßige Fortbildungen verlängert werden muss. Bei der Ehrenamtscard spielt
Qualifizierung keine Rolle. Trotzdem bekommen Inhaberinnen und Inhaber der
Ehrenamtscard mehr Vergünstigungen als Inhaberinnen und Inhaber der Juleica.
Dies stehe in keinem Verhältnis.

Das Thema wurde daraufhin in der Verwaltung geprüft mit:dem Ergebnis, dass die
Antragsvoraussetzungen nicht übereinstimmen und eine Gleichstellung in Bezug auf
die Vergünstigungen nicht ohne weiteres möglich ist.

Antracisvo raussetz unae n

l Für die Beantragung einerJuleica in Hessen muss man
a) mindestens 16Jahre sein(in Ausnahmefällen 15Jahre),
b) ehrenamtlich in der Kinder- und Jugendarbeit bei einem nach $ 75 des

Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzes anerkannten Träger der
freien oder öffentlichen Jugendhilfe tätig sein,

c) eine mind. 40-stündige Juleica-Ausbildung nach den Richtlinien des
Landes Hessen absolviert, oder eine Ausbildung/ein Studium im
pädagogischen Bereich haben,

d) einen Erste-Hilfe-Kurs nach S 19 der Fahrerlaubnisvelordnung absolviert
haben(darf nicht älter als 2 Jahre sein)

Diese Kriterien sind nicht änderbar, da sie hessenweit vorgegeben sind

2. Für die Beantragung einer Ehrenamtscard muss man
a) mit mind. 5 Std./Woche ehrenamtlich tätig sein (hessenweite Vorgabe und

nicht änderbar),

Landkreis Gießen
Der Kreisausschuss Gießen, 8.11.201 7

FachbereichJugend und Soziales
Fachdienst 53 Kinder- undJugendhilfe
Team Jugendförderung

Name: Selena Peter
Telefon: 0641-9390 9102
Fax: 0641-9390 2209
E-Mail: selena.peter@lkgi.de
Gebäude: Bachweg 9
Raum: 201



b) mind. 23 Jahre alt sein(Vorgabe Landkreis Gießen),
c) seit mind. 3 Jahren bzw. seit Gründung einer Organisation ehrenamtlich

tätig sein (Vorgabe Landkreis Gießen)

Die Kriterien b) und ë) wurden am 25. November 2005 per KA - Beschluss
festgelegt und sind damit für den Landkreis Gießen potentiell änderbar.

Der Sachverhalt wurde am 8. Juni 2017 im Fachausschuss Jugendförderung
vorgestellt und diskutiert. Die Mitglieder des Fachausschusses sprachen sich
mehrheitlich dafür aus, die unter Punkt zwei genannten Kriterien b) und c) so
anzupassen, dass auch jüngeren Menschen die Vergünstigungen der Ehrenamtscard
zu Gute kommen. Insbesondere, um deren Einsatzbereitschaft zu würdigen und sie
auch langfristig für ehrenamtliches Engagement zu gewinnen.

In der Ältestenratssitzung vom 30. August 2017 erörterte die SPD den Antrag
"Gleichbehandlung von Inhabern derJugendleiter-Card mit den ehrenamtlich Tätigen
mit Anspruch auf eine Ehrenamtscard". Anschließend wurde der Antrag vom
29.08.201 7 mit angepasstem Titel "Gleichbehandlung von ehrenamtlich arbeitenden
Inhabern derJugendleiter-Card (Juleica) mit den ehrenamtlich Tätigen mit Anspruch
auf eine Ehrenamtscard" von den Fraktionen von SPD, Bündnis90/Die Grünen und
FW in die Kreistagssitzung vom 25. September201 7 eingebracht. Folgender Auftrag
wurde beschlossen:

"Der Kreistag wird gebeten, prËifen zu lassen, ob eg möglich ist, dass inhaber der
Jugendleitercard nach der dafËir absolvierten Schulung und wenn sie tatsächlich
ehrenamtlich in der Jugerldarbeit tätig sind, auch die hessische Ehrenamtscard
erhalten können. Es ist zeitnah über das Ergebnis im Kreistagsausschuss für
Soziales und Integration zu berichten.

Die Jugendförderung. als zuständige Stelle für die Juleica-Beantragung und die
Kreisvolkshochschule als zuständige Stelle für die Ehrenamtscard haben sich
entsprechend des Prüfauftrages intern über eine Änderung und mögliche
Umsetzung abgestimmt. Übereinstimmend wird fachlich die Anpassung der beiden
abänderbaren Kriterien für d.ie Erlangung der Ehrenamtscard wie folgt empfohlen:

. die Altersgrenze bei der Beantragung der Ehrenamtscard von 23 auf 1 6 Jahre
abzusenken

. die Mindestzeit ehrenamtlicher Tätigkeit von drei auf ein Jahr abzusenken.

Eine angedachte gleichzeitige Überreichung der Ehrenamtscard mit der Juleica ist
nicht möglich, da die Ehrenamtscard nur einmal jährlich beantragt werden kann und
in einem feierlichen Akt überreicht wird. DieJuleica wird aufgrund des bundesweiten
Verfahrens meist von den Ehrenamtlichen privat beantragt und von der Bundesstelle
direkt per Post nach Hause geschickt. Die Jugendförderung hat nur Einblick in die
Antragsstellung der ehrenamtlich Tätigen der öffentlichen Träger im Landkreis und
einiger weniger freier Träger ohne Dachverband. Die Anträge bei Vereinen mit
Dachstruktur auf Landes- bzw. Bundesebene werden entsprechend dort
ad min istrlert.



Möglich sind eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit zu dem Thema und die
Aushändigung der Anträge für die Ehrenamtscard bei.den Ehrenamtlichen, die bei
der Juleica-Schulung der Jugendförderung und den Kommunalen Jugendpflegen
teilnehmen .

Ingrid Macht
Team leitu ngJ ugendfö rderu n g



Bericht zu sog. Reichsbürgern im Landkreis Gießen

Durch Beschluss des Kreistages vom 25. September 2017(Vorlage 0374/201 7)
wurde der Kreisausschuss gebeten, dem Kreistag in seinem Kreistagsausschuss für
Soziales und Integration die beschlossenen Fragen zu beantworten.

Bevor konkrete Antworten aüf die Fragen gegeben werden, ist zunächst zu den sog
Reichsbürgern allgemein zu verdeutlichen, dass Reichsbürger und sogenannte
Selbstverwalter Gruppierungen und Einzelpersonen sind, die aus unterschiedlichen
Motiven und mit unterschiedlichen Begründungen die Bundesrepublik Deutschland
als Staat sowie deren Rechtssystem und Staatsorgane nicht anerkennen. Die Szene
der Reichsbürger .und Selbstverwalter ist heterogen. In ihrer fundamentalen
Ablehnung der Bundesrepublik Deutschland und damit verbunden ihrer gesamten
Rechtsordnung ist sich diese Szene jedoch einig. Die Reichsbürgerbewegung wird
deshalb seit dem 22. November 201 6 in Gänge bundesweit vom Verfassungsschutz
des Bundes und der Länder als sogenanntes "Sammelbeobachtungsobjekt"
beobachtet.

Der Hessische Minister des Innern un.d für Sport regelte mit Erlass vom 1 6.1 2.201 6
die Erkenntnisweitergabe von Behörden an die Polizei. Kernbestandteil der Regelung
ist, dass jede Behörde für sich an eine zentrale Stelle in den Polizeipräsldien meldet.

Die Kreisverwaltung bündelt .sodann die Koordination von kreisverwaltungsinternen
Erkenntnissen über Reichsbürger im Fachdienst Aufsichts- und Ordnungswesen, in
dem auch die Waffenbehörde integriert ist. Gleichermaßen ist damit auch die
Schnittstelle zu externen Behörden(Polizei, Staatsschutz etc.) gebildet worden.

l Wie viele Reichsbürger sind im Landkreis Gießen ansässig und der
Verwaltung des Landkreises Gießen bekannt?

Aus eigenen Kontakten sind der Kreisverwaltung Gießen 34 Personen bekannt, die
den Bewegungen der Reichsbürger und Selbstverwalter zuzuordnen gmd und im
Landkreis G jeßen wohnen.
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Landkreis Gießen
Der Kreisausschuss Gießen. 1 4.11.201 7

l)n7nrnat l

Die Landrätin

Name: Anita Schneider
Telefon: 06 41 - 93 90 1 7 37
Fax: 06 41 - 93 90 16 00
E-Mail: anita.schneider@lkgi.de
Gebäude: F Raum: FI 1 2a



2. Wie viele dieser sog. Rejchsbürger besitzen eine waffenrechtliche
Erlaubnis?

Eine, dem Kreis der Reichsbürger und Selbstverwalter zuzurechnende Person, ist im
Besitz ein.er waffenrechtlichen Erlaubnis. Hinzu kommt eine weiterë Person, deren
Zugehörigkeit zu dieser Personengruppe noch nicht hinreichend belegt ist. Hier sind
noch weitere Ermittlungen anhängig.

Die alleinige Zugehörigkeit zu den Bewegungen der Reichsbürger und
Selbstverwalter reicht in Hessen nicht aus, um eine waffenrechtliche Erlaubnis zu
entziehen. Hier müssen weitere Anhaltspunkte gegen eine persönliche Eignung
sprechen. Anders ist dies bei z. B. Mitgliedern der "ldentitären Bewegung"

3. Ist, wie in Hessen insgesamt, auch im LK Gießen ein Anstieg der
Aktivitäten durch Reichsbürger festzustellen? Handelt es sich
dabei auch um Straftaten und falls ja um welche?

Hierzu lie.gen der Kreisverwaltung keine Erkenntnisse vor, da diese nur durch die
Staatsschutz- oder Strafverfolgungsbehörden gewonnen und in der Folge berichtet
werden können. Die Zahl der Personen, die der Kreisverwaltung bekannt und den
Bewegungen der Reichsbürger und Selbstverwalter zuzurechnen sind, steigt nicht
Signifikant an.

4. Gibt es mittlerweile eine landesweite Handlungsempfehlung für
Verwaltungsangestellte zu Umgang mit den sog. Reichsbürgern?

Die Führungs.kräfte der Kreisverwaltung setzten sich Im Rahmen einer Führungs-
kräftetagung im November 2016 mit dem Thema Reichsbürger und Selbstverwalter
auseinander, entwickelten Strategien im Umgang und erhielten umfangreiches
l n formationsm aterial.

Das Hessische Ministerium des Innern und für Sport führte am 21. April 2017 in
Kooperation mit dem Hessischen Landesamt für Verfassungsschutz eine
Informationsveranstaltung durch, bei der Experten der Sicherheitsbehörden sowie
Fachleute aus Finanz- und Justizwesen Hilfestellungen im Umgang mit dem
Phänomen gaben.

Handlungsempfehlungen für die Bediensteten wurden durch das Hessische
Ministerium des Innern und für Sport sowie das Hessische Landesamt für
Verfassungsschutz veröffent.licht und allen Kreisbediensteten als Pflichtlektüre zuf-
Kenntnis gegeben. Beide Handlungsempfehlungen sind.dem Bericht beigefügt.
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5. Falls es keine landesweite Handlungsempfehlung gibt: wird die
Kreisverwaltung, ähnlich wie es der Landkreis Marburg-Biedenkopf
anstrebt, einen eigenen Handlungsleitfaden für
Verwaltungsangestellte erarbeiten?

Eine verwaltungsübergreifender Handlungsleitfaden ist aufgrund der Handlungs
empfehlung des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport nicht
erforderlich. Für den Bereich der Kreiskasse wurde darüber hinaus eine
Handlungsanweisung erlassen.

Landrätin
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"Reichsbürger" und "Selbstverwalter" in Hessen

EINE HANDLUNGSEMPFEHLUNG
FUR DIE BEHORDLICHE PRAXIS
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Sie werden als Verschwörungstheoretiker. harmlose Spinner

oder Papierterroristen bezeichnet. weil sie Behörden. Ämter

und andere öffentliche Stellen mit einer Flut aus Anträgen, Be-
schwerden und Widersprüchen überschwemmen. Die Rede

istvon "ReichsbÜrgern" und "Selbstverwaltern'l Sie lehnen die

Bundesrepublik Deutschland als Staat sowie Rechtssystem
und Staatsorgane ab. Diejenigen, die zugleich Rassismus oder

Antike mitismus, Fremdenfeindlichkeit, übersteige rte n Nationa-

lismus oder völkischen Kollektivismus propagieren. sind als
rechtsextremistisch anzusehen.

Mitunter widersetzen sich "ReichsbÜrger" und "Selbstverwalter" behördlichen Maßnahmen und
leisten passiven oder aktiven Widerstand. Dieser äußert sich beispielsweise in derVerweige-

rting des Vorzeigens amtlicher Dokumente bei Kontrollmaßnahmen. der Weigerung, kom-

munale Abgaben und Gebühren zu entrichten oder dër Ignorant gegenilber gerichtlichen

Pfändungsbeschlüssen. Vertreter oder Fürsprecher der Szene versenden umfangreiche ver-

meintlich juristische Schreiben an die betroffenen Behörden, welche die hoheitliche Legiti-
mität oder die Rechtmäßigkeit von Verwaltungsakten in Abrede stellen. Der Schriftwechsel

soll dazu dienen. Verwirrung zu stiften. um staatliche Stellen \ron ihrem rechtlich gebotenen
Handeln abzulenken sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch vermeintliche Schadens-

ersatzforderungen und Drohungen einzuschüchtern. Einige "ReichsbÜrger" und .,SelbstVerwal-

ter" versuchen. ihre Ideologie mit Nachdruck und unter Anwendung von Gewalt zu verteidigen

und durchzusetzen. Dadurch werden die Sicherheitsbelange unseres Landes tangiert. Ich

habe daher bereits im Dezember vergangenen Jahres die hessischen Behörden gebeten,

alle vorhandenen und zukünftigen Erkenntnisse zu "Reichsbürgern" und "Selbstverwaltern

an das jeweils zuständige Polizeipräsidium(Staatsschutzkommissariat) zu übermitteln, sofern
andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Selbstverständlich kann auch das Landesamt

für Verfassungsschutz entsprechend den gesetzlichen Vorschriften benachrichtigt werden.

Mit der vorliegenden Broschüre möchte ich alle betroffenen Behörden in Hessen und ihre
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch Informationen und Hilfestellungen unterstützen und

deren Handlungssicherheit stärken. um möglichen Gefahren zu begegnen.
Ihr

=

PeterBeuth
Hessischer Minister des Innern und für Sport
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DEFINITION

PERSONENPOTENZIAL

VORGEHENSWE'lSE

DEFINITION

.Reichsbürger" und "Selbstverwalter" sind Gruppierungen und Einzelpersonen. die aus un-
terschiedlichen Motiven und mit unterschiedlichen Begrilndungen die Bundesrepublik
Deutschland als Staat sowie deren Rechtssystem und Staatsorgane nicht anerkennen. Dem

Grundgesetz und dem freiheitlichen Rechtsstaat der Bundesrepublik Deutschland sowie ihren
demokratisch gewählten Repräsentanten wird von .Reichsbürgern' die Legitimation

abgesprochen. Dabei berufen sie sich unter anderem auf das historische Deutsche Reich.

verschwörungstheoretiëche Argumentationsmuster oder ein selbst definiertes Naturrecht.
Reichsbürger" und .Selbstverwalter" sehen sich in Gänze als außerhalb der Rechtsordnung

stehend. Sie sind deshalb in hohem Maße bereit, Verstöße gegen die Rechtsordnung zu

begehen. "Selbstverwalter" behaupten nicht ein Weiterbestehen des Deutschen Reiches, son-
dern erklären ein von der Bundesrepublik Deutschland gänzlich unabhängiges Hoheitsgebiet.
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Die Szene der ,,Reichsbürger" und "Selbstverwalter' ist heterogen und zersplittert. In ihrer
fundamentalen Ablehnung der Bundesrepublik Deutschland und ihrer gesamten Rechtsord-

nung ist sich diese Szene jedoch einig. Als rechtsextremistisch werden dabei jene Aktivitäten

bewertet, die beispielsweise neben der Fortexistenz des Deutschen Reiches zugleich rechts-
extremistische Elemente wie Rassismus oder Antisemitismus. Fremdenfeindlichkeit. über-

steigerten Nationalismus und völkischen Kollektivismus propagieren. Für die Verwirklichung

ihrer Ziele tritt die "Reichsbürgerbewegung" aktiv ein. z. B. mit Werbeaktivitäten oder mit
aggressiven Verhaltensweisen gegenüber den bundesdeutschen Gerichten und Behörden.

Bestrebungen. die eine derart grundsätzliche Ablehnung der Bundesrepublik Deutschland.

ihrer Gesetze und Institutionen beinhalten, bieten hinreichend tatsächliche Anhaltspunkte iiu

einer Einstufung afs verfassungsfeindliche Bestrebungen fÜr eine Beobachtung durch die

Verfassungsschutzbehörden. Die "Reichsb(}rgerbewegung" wird deshalb seit dem 22. No-
vember 201 6 durch den Verfassllngsschutz beobachtet.

PERSONENPOTENZ{AL

Das gegenwärtig erhobene Personenpotenzial unterliegt einer dauerhaften Überprüfung
durch die hessischen Sicherheitsbehörden. Derzeit (Stand: 31. März 2017) gehen die
hessischen Sicherheitsbehörden von rund 700 "Reichsbürgern" in Hessen aus.

VORGEHENSWEISE

Immer häufiger kommt es vor. dass Schreiben von "Reichsregierungen" oder "Reichsbürgern'

u.a. an Verwaltungen und Polizeidienststellen verschickt werden. Unter Hinweis auf ihre "Reichs-

bürgerschaft" zweifeln die sogenannten "Reichsbürger" amtliche Bescheide an, verweigern

Bußgeldzahlungen. wellen keine Gebühren zahlen oder werfen den Verwaltungsmitarbeite-

rinnen und Verwaltu nggmitarbeitern rechtswidriges Handeln vor. Häufig werden auch "Reichsaus-

weise" sowie "Reichsftihrerscheine" als Ausweispapiere verwendet, die im Internet.gegen Be-
zahlung bestellt werden können. Der Personalausweis .wird von diesen Personen bewusst ab-

gelehnt und bei Pass- und Personalausweisbehörden aber auch anderen Behörden abgegeben.
Das Ziel der "Reichsbürger" ist u.a. Verwirrung zu stiften. um staatliche Stellen von ihrem recht-

lich gebotenen Handeln abzulenken. Geht man auf deren Argumentation ein und will diese
widerlegen. so ist es nicht selten der Fall. dass Erläuterungen der Rechtsfragen zu weiteren

Schritten der Antragssteller führen. Häufig wird dabei auch mit rechtlichen oder sonstigen

Konsequenzen gedroht. Nicht selten kommt es zu Beschimpfungen und Bedrohungen.
Rechtsansprüche gegen "Reichsbürger" müssen oftmals mittels Zwangsvollstreckung durch-

gesetzt werden. Hierbei ist in Betracht zu ziehen, dass "Reichsbürger" im Falle einer solchen
Maßnahme Gewalt anwenden können.
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GEFÄHRDUNGS-

2.BEWERTUNG

Die insbesondere in.jüngsterVergangenheit bekanntgewordenen Ereignisse im Zusammon-

hanb mit "Reichsbürgern" und "Selbstverwattern" und der festzustellende Anstieg der durch
Reichsbürger" begangenen Gewaltstraftaten im Bundesgebiet machen deutlich, dass die

Anhänger der Szene sich offenbar nicht mehr nur damit begnilgen. ihre mitunter schwer
nachvollziehbare Ideologie für sich auszuleben und das deutsche Rechtssystem miüels pseudo-

juristischer Schritte zu behindern. sondern vielmehr versuchen. ihre Ideologie auch mit Nach-
druck und zum Teil unter Anwendung von Gewalt zu verteidigen.

Je nach Grad der Ideologisierung bzw. Emotionalisierung dieser Klientel ist neben einer
hohen verbalen Aggression. unter anderem in Form von Beleidigungen. Bedrohungen.
Diskreditierungen oder ähnlichem. auch die Anwendung von körperlicher Gewalt zum Nach-
teil von VeFtretern staatlicher Autorität einzukalkulieren. In Einzelfällen muss in Betracht ge-

zogen werden. dass auch vor dem Einsatz von (Schuss-)Waffen gegen behördliche
Befugnisträger zum Schutz der eigenen Ideologie nicht zurilckgeschreckt wird.
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VERHAUENS

8

EMPFEHLUNGEN UND
EIGENSICHERUNGS-

MASSNAHMEN

Zu Vorfällen mit "Reichsbürgern" und "Selbstverwaltern" kann es in al.len Behörden und Ver-

waltungen. aber auch darüber hinaus im Privatleben kommen. Da die Betroffenen oftmals

nicht mit derartigen Aktivitätëri bzv;. einem solchen Auftreten rechnen. haben die "Reichs-

bürger" oft das Uberraschungsmoment auf ihrer Seite. Demzufolge ist es, insbesondere im

öffentlichen Bereich. von hoher Bedeutung, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von
Behörden und Verwaltungen im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten über die in dortigem

Zuständigkeitsbereich agierenden "Reichsbürger" - mit denen sie im Rahmen ihrer Berufs-

ausübung zusammenkommen - über deren Identität und jeweiligen Verhaltensweisen Kenntnis
erlangen.

Die Erfahrungen zeigen. dass eine inhaltliche Auseinandërset2ung mit den Argumenten der

.Reichsbürger" und .Selbstverwalter" nicht zielführend ist. Daher gilt als Handlungsëmpfeh-
lung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sich weder im Schriftverkehr noch in Telefon-

gesprächen auf eine Diskussion um die rechtmäßige Gründung der Bundesrepublik
Deutschland u.a. einzulassen und die Verwaltungstätigkeit gemäß der geltenden Rechtslage

fortzusetzen.

B

} Ba
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EMPFEHLUNGEN IM
KUNDENKONTAKT

(PERSÖNLICHnELEFONISC.H)

[] Treten Sie ruhig, sicher und selbstbewusst auf. Wenn Sieruhig wirken. si nd Sie sicherer in Ihren Handlungen

und wirken meist auch beruhigend auf andere.

LJ Verwenden Sie keinen Humor und keine Ironie. bleiben Sie sachlich

L] Bestätigen Sle .Reichsbürger" und .Selbstverwalter" nie in Ih rer Argumentation

[] Versuchen Sie nicht, .Reichsbürger' u nd "Selbstverwalter' zu .therapieren":

LI Lassen Sie sich auf keine Diskussion ein

[] Reagieren Sle nicht auf Proklamationen und Erklärungen.

[] Stellen Sie den eigenen Handlungsauftrag immer wiederin den Vordergrund

t Stellen Sie die zu erwartenden Konsequenzen filr den .Reichsbürger" und "Selbstverwalter

prägnant dar, bevor sich ilberhaupt eine inhaltliche Diskussion entwickeln kann.

schnell.kurz und

L, Vermeiden Sie Fachtermini und Erläuterungen von Gesetzestexten

[3 Geben Sie keine Vorzugsbehandlung und handeln Sie streng nach ZIEH Dienstweg

L Lasen Sie die .Reichsbütger' und .Selbstverwalter nichtlm Unklaren und kommunizieren Sie möglichst

klar und transparent. dass man Ihren Ausführungen nicht folgen könne. Abgrenzung schaü hier Klarheit

und sorgt fÜr Echtheit gegenüber dem Klienten. (.Ja, ich habe deudfch verstanden, dass Sfe das vo/flammen
andas sehen. bitte nehmen Sie aber auch zur Kenntnis. dass meine Position. wie bereits erwähnt..eine grund.

legend andere i$t und sich eine weitere Diskussion deshalb erübrigt!' oder=lch.habe Sie veNanden. aber wle

bereits futgestelh werden wir an dem Punktnicht Übereinkommen. weshalb ich darübernicht mehr mit Ihnen
reden möc+ite!").

L Geben Sie Ihrem Gegenüber das Gefühl. ihn als Menschen ernst zu nehmen und keine unsachliche pauschale

Penonenkritik zu üben (.Sfe spinnen doch!'), andererseits aber gleichzeitig konsequent die Haltung und

Arg umentation der .Reichsbürger"-Attitüde sanktionieren C.was Sie da sagen: kannjch nicht a@eprh/en.').
Konkrete Verhaltenskritik ist somit erlaubt.ja sogar erforderlich, um Ihre Sicht in der Sache zu verdeutlichen

l.Nein, wle ich schon erwähnte, bin ich nicht mehr bereit. mich aqf Ihre Diskußion einzulassenlq.

L Es ist legitim, wenn Sie dem "Reichsbürger' und !Selbstverwalter" ins Wort fallen. Bleiben Sie dabei freundlich
und sachlich in der aktuellen Situativ n. Eine klare Abgrenztlng (.Das interest/eN mich nicht das sagten Sfe

bereit, wir bade habenjetzt hier aber fo/genies zu regeln . . .') und Rückführung zum aktuellen Geschehen
ist deshalb oftmals unvermeidlich.
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EMPFEHLUNGEN IM
SCHRIF'TVERKEHR

L] Reagieren Sie schnell und konsequent auf Anträge

L Geben Sie auf konkret gestellte Anträge nur eine kurze schriftliche Antwort, da Erläuterungen der Rechts

fragen die Antragsteller nicht überzeugen und in der Regel weitere Schreiben ünd Anfragen nach sich ziehen

[] Melden Sie Schreiben mit rëchtsextremem oder verfassungsfeindlichem Inhalt unverzüglich den Verfas

sungsschutzbehörden und/oder der Polizei.

EMPFEHLUNGEN BEI
VERBALEN ANGRIFFEN

3

e sich Ihrer Position bewusst und zeigen Sie deutlicht Wenn Sie verbal angegriffen werden. seien S
was Sie wollen.

[3 Halten $ie Kontakt zu Ihrem Gegenüber. Stellen Sie Blickkontakt her und versuchen Sie. die Kommunika
lion herzustellen.

[i Provozieren Sie nicht. Reden Sie laut. ruhig und deutlich

L Können Sle den Konflikt nichtbeilegen.wkn Sie eine Kollegin odereinen Kollegen. um Öffentlichkeit zu

erzeugen, Wenn Ihre Besuchen n oder Ihr Besucher das Büro nacll Aufforderung nicht Verlassen will, gehen

Sie selbst und rufen den Sicherheitsdienst(sofern im Haus vorhanden) oder ggf. die Polizei.

[ Nutzen Sie konsequent die Möglichkeit der Ahndung von Ordnungswidrigkeiten durch Verhängung von

Bußgeldern und deren Vollstreckt ng im Verwaltungswege.

[ Zeigen Sie Beleidigungenr Bedrohungen und weitere strafrechtlich relevante Verhaltensweisen von

bürgern' und .Selbstverwaltern" unverzüglich den Strafverfolgungsbehörden an.

.Reichs-

EMPFEHLUNGEN BEI
KÖRPERLICHEN ANGRIFFEN

L, Ziehen Sie sich sofort zurilck. machen Sie auf Ih e Lage aufmerksam

[= Vermeiden Sie Körperkontaktl Ihre Gesundheit istwichtiger als die Akten oder die Zimmereinrichtung

[] Lösen Sie Alarm aus. Informieren Sie den Sicherheitsdienst und wählen Sie den Polizeinotruf 110
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HINWEISE ZUR VERMEIDUNG VON GEFAHRENLAGEN AM ARBEITSPLA:TZ
FÜR BEHÖRDEN MiT PUBLIKUMSVERKEHR

b Bereiten Sie sich bei planbaren Terminen mit bekannten .Reichsbürgern' und .Selbstverwaltern' auf

mögliche Gefährdungssituationen vor.

b' Empfangen Sie nach Möglichkeit immer nur eine Person in Ihrem Büro.

b Empfangen Sie problematische Personen ggf. nurin Anwesenheit eines oder mehrerer weiterer Kollegen
im Büro.

b Erkannte gewaltgeneigte "Reichsbürger' und .Selbstverwalter' immer nur nach Terminankündigung
empfangen und ggf. durch Mitarbeiter im Haus begleiten lassen. Lassen Sie die Person nicht unbeaufsichtigt.

F Vereinbaren Sie mit Kollegen ggf. ein Signal. um entsprechende Gefahrensituationen auch versteckt

mitteilen zu können.

b Richten Sie ggf. feste Interventionsteams aus dem Kollegenkreis für Gefahrenlagen ein. die eine schnelle

Intervention im Rahmen der .Jedermann-Rechte" durchführen können(z.B. vorläufige festnahme gem. $ 1 27

STPO, Notwehr gem. $ 32 STGB. Selbsthilfe gem. $ 229 BGB).

b Halten Sie in kritischen Gesprächssituationen die Türen zu Bereichen mit Publikumsverkehr grundsätzlich

geschlossen, um Solidarisieru ngseffekte zu verhindern.

b Achten Sie in WaRezonen auf ausreichende Beleuchtung, damit Handlungsabläufe rechtzeitig erkannt
werden können.

b. Ihr.Arbeitsplatz sollte eine ausreichende Distanz zwischen Ihnen und Ihrem Gegenüber ermöglichen. um

[)bergriffe zu erschweren.

> Berücksichtigen Sie bei der Gestaltung des Büros persönliche fluchtwege. um in Bedrangnissituationën
schnell ausweichen zu können.

P' Räumen Sie Gegenstände.die voM Gegenüber als Waffe eing
Verstauen Sie insbesondere Scheren. Loches, Heften usw.

P Bei begründeten Verdachtsfällen einer Bewaffnung Ihres Gegenübers bringen Sie sich un.d Ihre Kollegen
in Sicherheit und informieren Sie sofort die Polizei.

b Nutzen Sie die Möglichkeit einer verhaltensorientierten Beratung durch Ihre örtliche Polizeidienststelle.

b' Besprechen Sie kollegiale Hilfe.Vereinbaren und üben Sie ein gemeinsames Vorgehen an Ihrem Arbeitsplatz.

esetzt werden können. nach Möglichkeit wegen. Ce e 0etz
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4.. UAFX'MASCHE

Das sogenannte Malta-Inkasso funktioniert dergestalt, dass die "ReichsbÜrger" und "Selbstver-
walter" Schulden eines BehÖrdenmitarbeiters erfinden und diese in das Online-Handels-

register Uniform Comercial Code (UCC} eintragen. Dieses kann auch unter der Internetadresse

(https://fortress.wa..gov/dol/ucc/) eingesehen werden. Dort muss nur angegeben werden,

dass der Schuld bislang nicht widersprochen wurde. Anschließend werden die Forderungen

an ein von "Reichsbürgern" gegründetes Inkassounternehmen abgetreten. Dieses bekommt

dann von einem Gericht in Malta die Berechtigung, die erfundenen Schulden in Deutschland

einzutreiben. Dabei wird regelmäßig weder die Richtigkeit der Angaben noch die Echtheit
der vorgelegten Dokumente geprüft. Zwischen dem 15. und dëm 30.Tag nach der Zustellung

mussten die Betroffenen bisher persönlich und mit einem in Malta zugelassen Anwalt in Malta

erscheinen und die Ansprüche bestreiten, ansonsten erging ohne Schliissigkeitsprüfung ein

in Deutschlan.d vollstreckbaren Urteil. Bel der Suche nach dem für die Anerkennung und Voll'

streckung örtlich zuständigen Gericht in Malta kann auf den Europäischen Gerichtsatlas air
Zivilsachen zurückgegriffen werden. Sofern die Forderung unwidersprochen blieb, konnte

das Verfahren letztlich in einem Versäumnisurteil münden. Nach derzeitigem Kenntnisstand

hat die maltesische Regierung der deutschen Bundesregierung in der Zwischenzeit zugesi-

chert. dass eine solche Vorgehensweise nicht mehr praktiziert wird. Ob eine Vollstreckung

gegen einen Amtsinhaber möglich wäre, durfte ohnehin bezweifelt werden. Die Verordnung
(E(3.) Nr. 805/2004 (über den Europäischen Vollstreckungstitel findet nur in Zivil- und Handels-

sachen Anwendung. Schon daran dürfte es bei(abgetretenen) Ansprüchen von Privatpersonen

gegen deutsche Amtsträger wegen ihrer hoheitlichen Tätigkeit fehlen.(vgl. die Ausführungen
der Bundesregierung in der Antwort auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke. Druck-
sache 18/9978).

Seit Anfang 201 5 sindbereits bei verschiedenen deutschen Gerichten in mehreren Bundes-

ländern Zustellungsersuchen aus Malta eingetroffen. Nach Auffassung des Bundesministeri-
ums der Justiz und für Verbraucherschutz(BMJV) und des Auswärtigen Amtes(AA) sind
jedoch europäische Zivilrechtsverordnungen auf diese Forderungen nicht anwendbar. da es
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sich dem Grunde nach um(behauptete) AmtshaftungsansprÜche handelt. Laut BMJV handelt

es sich bel dem Versuch. die erhobenen Behauptungen von Forderungen gegen Träger staat-

licher Gewalt im Rahmen ihres hoheitlichen Handelns in einem Zivilverfahren titulieren zu las-

sen. um Betrugsversuche. Den betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird daher

nahegelegt, solche Versuche des Prozessbetrugs zurAnzeige zu bringen. In einem Schreiben

des AA an alle Landesjustizverwaltungen werden diese gebeten. sämtliche dort im Geschäfts-

bereich bekannt gewordenen Fälle an das AA zu übermitteln. damit diese Fälle von der deut-

schen Botschaft in Valletta mit der dortigen Generalstaatsanwaltschaft aufgenommen werden

können. Zudem teilte das AA mit, dass Eintragungen ausländischer Amtsträger in das oben-

genannte UCC Register grundsätzlich unzulässlg seien. Daher könnten deutsche Behörden
problemlos formlose -Löschungsanträge stellen. Hierzu gibt es bei dem UCC folgende

Kontaktperson :

Jackie Gansberg

Notary Public Program
Uniform Commercial Code Program

POB 9660; Olympia, Washington 98507-9660

E-Mail; ucc@dol.wa.gov

Tel.:(360)664 1503

Löschungsanträge könnten unmittelbar per E-Mail an diese gerichtet werden. Wichtig sei bei

der Beantragung die Übermittlung der File Number. Datum und Namen der betroffenen Per-
sonen - hier sollten nach Eindruck desAAAngaben sowohl zum Antragsteller(Secured Party)

wie auch zum Belasteten(Debtor} gemacht werden. Das AA tolle mit, dass so bereits mehrere
Eintragungen gelöscht werden konnten.

Allein die Anzeige eines Betrugsversuches beseitigt bei einem vollstreckba ren Titel nicht die

Möglichkeit derVollstreckung in das Privatvermögen. Jedoch könnten nach Auskunft des AA

auf dieser Grundlage mittels strafrechtlichen Rechtshilfeersuchens die maltesische General-
staatsanwaltschaft die Rechtsaktivitäten dieser Inkassounternehmen in Malta für einen zu-

nächst auf 1 35 Tage festgesetaen Zeitraum aussetzen. Grundsätzlich kann in diesen Fällen

filr die Rechtsverteidigung seitens des Dienstherren Rechtschutz gewährt werden.
Derzeit sind keine Fälle bekannt. in welchen es zu Vallstreckungen bzw. Vollstreckungsversu-

chen gegenüber deutschen Amtsträgern gekommen ist. Das Hessische Ministerium der Justiz

steht diesbezüglich mit der Bundesregierung in Kontakt.
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5.mWAFFENBESITZ

Einige "ReichsbÜrger' und "Selbstverwalter" sind sogenannte Legalwaffenbesitzer, Das bedeu-

tet, dass sie beispielsweise als Jäger, SportschÜtze und/oder Waffensammler im Besitz waf-

fenrechtlicher Erlaubnisse sind. Dies deckt sich mit der bundesweiten Feststellung, dass der

Szene eine "hohe Waffenaffinität" bescheinigt wird. Aufgrund der legalen Möglichkeiten, auf

Waffen und Munition zuzugreifen. ist von einem hohen Gefahrenpotenzial der Gruppe aus-

zugehen. Dies gilt in besonderem Maße deshalb, weil das staatliche Gewaltmonopol nicht

anerkannt und Im Gegenzug die eigene Wehrhaftigkeit und ein angebliches Recht auf den

bewaffneten "Widerstand" propagiert wird.

Aufgrund der sicherheitsbehördlichen Gefährdungseinschätzung und der Waffenafflnität von

.Reichsbürgern" und "Se]bstverwa]tern:' kommt der Pr(]fung der waffenrechtlichen Zuverläs-

sigkeit nach $ 5 des Waffengesetzes(WaffG) besondere Bedeutung zu. Nach dem Willen des

Gesetzgebers soll der Umgang mit erlaubnispflichtigen Waffen oder Munition nur solchen
Personen eröffnet werden. bei denen keinerlei Anhaltspunkte dafilrvorliegen. dass sie diese

nicht im Einklang mit der Rechtsordnung einsetzen werden. Daher besitzen nach $ 5 Abs. l

Nr. 2 Buchstabe b und c WaffG Personen die erforderliche Zuverlässigkeit nicht, bei denen

Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie mit Waffen oder Munition nicht vorsichtig oder

sachgemäß umgehen oder diese Gegenstände n icht sorgfältig verwahren werden bzw. Waf-
ferl (1)der Munition Personen überlassen werden. die zur Ausübung der tatsächlichen Gewalt

über diese Gegenstände nicht berechtigt sind.

Die Ablehnung der Rechtsordnung und der staatlichen Einrichtungen der Bundesrepublik
Deutschland durch "Reichsbürger" und .Selbstverwalter" steht im Widerspruch zu den
waffenrechtlichen Anforderungen a n die Zuverlässigkeit. Wer die hiesige Rechtsordnung für

sich als unverbindlich ansieht, bietet keine Gewähr. mit Waffen nur so umzugehen, wie es
diese Rechtsordnung-zulässt. Auch die strengen Regeln zum Umgang mit und zurAufbewah-
rung von Waffen sind Teig der Rechtsordnung, die "Reichsb(ärger" und "Selbstverwalter" für
sich äls unverbindlich betrachten. Dies lässt befürchten, dass sich diese Personen nicht an die
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Vorgaben des Waffengesetzes halten werden. "Reichsbtlrger" und "Selbstverwalter" besitzen
daher - vorbehaltlich der im jeweiligen Einzelfall von der zuständigen Waffenbehörde vorzu-

nehmenden Prüfung der Versagens- oder WiderrufsgrÜnde - nicht die waffenrechtliche
Zuverlässigkeit.

Sofern eine Zuordnung zur "Reichsbürgerbewegung" aufgrund eigener waffenbehÖrdlicher

Erkenntnisse eindeiltig ist. sollte umgehend ein Verfahren zur Versagung bzw. zum Widerruf

der Waffenerlaubnis wegen fehlender waffenrechtlicher Zuverlässigkeit nach S 5 Abs. l Nr. 2

Buchstabe b und c WaffG eingeleitet und der Betroffene angehört werden. Ist eine Zuordnung
zweifelhaft. sollte die Erkenntnismitteilung der Sicherheitsbehörden (Hessisches Landeskrimi-

nalamt - HLKA. Landesamt fürVerfassungsschutz - LfV) abgewartet und in die Gesamtwürdigung

einbezogen werden. In jedem Fall sollte vor der Anhörung zur Versagung bzw. zum Widerruf

mit der Polizei Kontakt aufgenommen werden. um mögliche weitere Schritte abzustimmen

Andere. eine waffenrechtliche U nzuverlässigkeit begründende Tatbestände bleiben u nberührt.

Sofortige Sicherstellungen nach $ 46 Abs. 4 WaffG sind in Fällen möglich, in denen Anhalts-

punkte dafür bestehen. dass entweder bereits durch die behördliche Konfrontation mit einem

möglichen Erlaubniswiderruf eine Verschärfung der Situation zu befürchten ist und/oder der
Betroffene die Waffen beiseiteschaffen wird. Entsprechende Maßnahmen sollten nur in enger

Abstimmung mit der Polizei durchgefilhrt werden.

Insbesondere in Fällen. in denen Betroffene bereits gewalttätig wurden. Drohungen ausspra'

chen oder besonders renitent gegenüber Behörden auhraten, sollte konsequent auch vom

Mittel des präventiven Waffenbesitzverbotes nach $ 41 WaffG Gebrauch gemacht werden.

Zur Gewährleistung eines möglichst einheitlichen Vorgehens können den WaffenbehÖrden

vorliegende Einzelfälle im Rahmen von "Fallkonferenzen" gemeinsam mit den Aufsichtsbe-

hörden (Regierungspräsidien, Hessisches Ministerium des Innern und für Sport) ggf. unter

Beteiligung von Vertreten der Sicherheitsbehörden, erörtert werden.
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6.EW?:=:KE'ITSAUSWEIS;

EINTRAGUNGEN DAS
SOG. ESTE-REGISTER

Zur Ausstellung eines Staatsangehörigkeitsausweises beantragen die. "Reichsbürger" und

.Selbstverwalter" häufig mit zweifelhaften und wechselnden Begründungen die Feststellung

des Bestehens der deutschen Staatsangehörigkeit ($ 30 Abs. l Satz 1, Abs. 3 Satz l des Staats-

angehörigkeitsgesetzes - StAG); der StaatsangehÖrigkeitsausweis wird dabei oftmals auf-

grund der Farbe des amtlichen Vordrucks als "gelber Schein" bezeichnet. Entsprechend dem

im Verwaltungsprozess erforderlichen allgemeinen Rechtsschutzbedürfnls wird von der
Rechtsprechung im Rahmen von Feststellungsverfahren nach $ 30 Abs. l Steg als Ausdruck

eines allgemeinen ungeschriebenen Rechtsgrundsatzes auch im Verwaltungsverfahren vor
Behörden ein schutzwürdiges Sachbescheidungsinteresse der Antragstellerin oder des

Antragstellers an der von ihm beantragten Amtshandlung gefordert (vgl. VG Potsdam, Urteil

vom 1 4. März 2016. Az.: VG 8 K 4832/1 5). In Fällen. in denen offensichtlich und ohne nach-

vollziehbaren Sachgrund die Ausstellung eines SFaatsangehörigkeitsausweises beantragt

wird, da zum Beispiel die vorgelegten Nachweise keine Zweifel am Fortbestehen der deut-

schen Staatsangehörigkeit zulassen oder die Staatsangehörigkeit auch nicht von der zustän-

digen Staatsangehörigkeitsbehörde oder anderen Behörden in Frage gestellt wird, liegt
In der Regel ein entsprechendes Sachentscheidungsinteresse nicht vor. Sofern von "Reichs-
bilrgern" oder."Selbstverwaltern" dle Feststellung der Staatsangehörigkeit des "Königreichs

Preußen" oder einer anderen erfundenen Staatsangehörigkeit beantragt wird. bietet die deut-
sche Rechtsordnung außerhalb des Feststeltungsverfährens nach 5 30 StA(3 keine Anspruchs-

grundlage für eine derartige Feststellung (vgl. OVG Münster. Beschluss vom 22. November
201 6, Az.: ] 9 A 1 457/16; VG Frankfurt am Main. Gerichtsbescheid vom 28. September 201 6.

Az.: l K 3750/1 5.F).

Neben der Ausstellung von Staatsangehörigkeitsausweisen beantragen die "Reichsbürger'
und "Selbstverwalter" nach $ 33 Abs. l StAG oftmals auch die Eintragung des Erwerbs ihrer

deutschen Staatsangehörigkeit in das vom Bundesverwaltungsamt geführte Register für
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten (sog. EStA-Register). In der Regel wird gefordert.

dass die Eintragung als Erwerbsgrund das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesëtz vom
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22. Juli 1913 enthält. Bis zum 1. November 2016 war es mangels einer ausdrückliëhen

gesetzlichen Grundlage umstritten. ob der Grund für den Erwerb der deutschen Staatsange-

hörigkeit überhaupt in dieses Register eingetragen werden durfte bzw. musste. Durch
das Erste Gesetz zur Änderung des Bundesmeldegesetzes und weiterer Vorschriften vom

ll. Oktober 2016(BGBI. l S. 221 8) wurde $ 33 Abs. 2 Nr. 2 dtAG dahingehend geändert. dass

nunmehr u.a. auch der Rechtsgrund des Erwerbs der Staatsangehörigkeit in das Register ein-

getragen werden muss. Dabei können jedoch nur noch abstrakte Erwerbstatbestände
eingetragen werden. also z.B. .Erwerb durch Geburt"; eine Angabe der Rechtsgrundlage

erfolgt nicht. Die. bislang oftmals begehrte Eintragung "Erwerb nach 5 4 Abs. l des Reichs-

und Staatsangehörigkeitsgesetz für das Deutsche Reich - RuStAG" ist aufgrund dieser Ände-

rung daher nicht mehr möglich.

Darüber hinaus wird u.U. auch ein entsprechender Eintrag in das Melderegister begehrt. Auch

dort ist er weder rechtlich zulässig noch technisch möglich:
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PASS- UND PERSO'NAL

7AUSWEISRECHT
e

In den Pass- und PersonalausweisbehÖrden tritt der Personenkreis, bei dem von einer Zuge-

hörigkeit zu den "Reichsbürgern" und "Selbstverwaltern" ausgegangen wird, mit unterschied-

lichen Anliegen auf. Immer häufiger werden den Pass- und Personalausweisbehörden
Ausweisdokumente von "Reichsbürgern" und "Selbstverwaltern" entweder persönlich oder

per Post zurückgegeben. Als Begründung werden z.B. Eintragungen in Pässen und Personal-
ausweisen beanstandet. die nach Auffassung der Ausweisinhaberin oder des Auswelsinha-

bers zur Ungültigkeit der Ausweisdokumente führen würden. Häufig wird die Eintragung der

Staatsangehörigkeit "Deutsch" nicht akzeptiert und eine Eintragung der Staatsangehörigkeit

"Preußisch" beantragt. Nicht selten wird die Einziehung von in der Gijltigkeit abgelaufenen.

aber auch von noch gültigen Ausweisdokumenten beantragt. Dabei weisen in nicht wenigen

Fällen die zurückgegebenen Ausweise Beschädigungen auf, die zur Ungültigkeit des Aus-

weisdokumentes führen, wie z.B. Brandspuren oder offensichtliche Beschädigungen des in-
tegrierten Sicherheitsfadens an dem plastifizierten Datenträger, die die Ausweislnhaberin

oder der Ausweislnhaber selbst vorgenommen hat. Weitere Antragsbegehren der "Reichs-

bürger" und "Selbstverwalter" sind die Kündigung der "Personaleigenschaft" oder die
Löschung desiPersonalkontos".

Im Fall der Rückgabe von Ausweisdokumenten wird in Bezug auf den Betroffenen derVerstoß
gegen die Ausweispflicht nach S l Abs. l Satz l F'ersonalausweisgesetz (PAuswG} zu prüfen

sein, der nach 5 32 Abs. l Nr. l PAuswG als Ordnungswidrigkeit geahndet werden kann.

Zu den von "ReichsbÜrgern" u nd "Selbstverwaltern" vorgetragenen Gründen, die nach deren

Auffassung zur Ungültigkeit der Ausweisdokumente führen würden, sollte es in der Regel
ausreichen, darauf hinzuweisen, dass die Ausweisdokumente den rechtlichen Vorgaben des

Pass- und Personalausweisgesetzes entsprechen. Beschädigungen an Pässen und Personal-

ausweises, die die Ausweisinhaberin oder der Ausweisinhaber offensichtlich selbst vorge-

nommen hat. führen zur Ungültigkeit des Ausweises; über die Sicherstellung und Einziehung
des Ausweisdokumentes ist von der zuständigen Pass- und Personalausweisbehörde im
pflichtgemäßen Ermessen zu entscheiden
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BEGLAUBIGUNGS

8

BEGEHREN

Gelegentlich wenden sich "Reichsbürger" und "Selbstverwalter" an Verwaltungen und legen
.Urkunden" und andere Dokumente zur Beglaubigung vor oder begehren eine Unterschrifts-

beglaubigung nach $$ 33 und 34 Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG). Die in-
halte der Dokumente stehen regelmäßig im Widerspruch zu den Bestimmungen des

Grundgesetzes und der Gesetze. Beispielsweise steht in diesen Dokumenten "das Grundge-
setz der BRD ist keine Verfassung" oder es wurde die Beglaubigung einer Unterschrift auf

einer sogenannten "Urkunde. Umsetzung Artikel 146 GG. - Die Macht geht vom Volke.aus'

beantragt

Anträge aufVornahme einer Beglaubigung von Dokumenten oder der Unterschrift auf Schrift-
stücken. deren Inhalt im Widerspruch zu den Bestimmungen des Grundgesetzes und der Ge-

setze stehen. sind abzulehnen. Besondere Vorsicht ist bei veränderten Urkunden, die den

Eindruck eines öffentlichen Dokumentes erwecken; geboten.

Außerhalb des Anwendungsbereiches der $5 33 und 34 HVwVfG sind Fälle bekannt gewor-
den. in denen "Reichsbürger" und "Selbstverwalter" die Ausstellung von Apostillen oder die

Beglaubigung von Öffentlichen Urkunden zur Vorlage im Ausland beantragen. um damit Do-
kumentenmissbrauch zu begehen. Beispielsweise wird die Ausstellung einer Geburtsurkunde

ohne Angaben der Eltern nach 5 59 Abs 2 F'ersc>nenstanäsgesetz (PStG) beantragt. Mit der
Begründung. dass diese Urkunde fÜr das Ausland benötigt wird. lässt die bzw. der Betroffene
auf dieser Urkunde eine Apostille anbringen. Anschließend wird die Urkunde von der bzw.

dem Betroffenen selbst mit einem Passbild versehen und bei der Verwaltung einer Kirchen-

gemeinde zum ,.Abstempeln" vorgelegt. Dieses .Werk' wird sodann missbräuchlich als Reise-
und Ausweisdokument benutzt.
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9. VOLL'STRECKUNG

Die jüngsten Vorkommnisse verdeutlichen, dass Anhänger der "Reichsbürger" und "Selbst-

verwalter' in hohem Maße bereit sind. Verstöße gegen die Rechtsordnung, zum Teil auch

unter Anwendung von Gewalt. zu begehen. Bei Vollstreckungsmaßnahmen nach dem Hessi-

schen Verwaltungsvollstreckungsgesetz (HessVwVG). besteht daher auf Seiten der Vollstre-
Gkungsbehörden aus Gründen der "Eigensicherung" der Vollzugskräfte sowie des Schutzes

zugezogener Zeugen und Hilfspersonen(vgl. $ 8 HessVwVG) ein nachvollziehbaren Bedürfnis,
Kenntnis davon zu erlangen. ob es sich bei dem Vollstreckungsschuldner um eine Person han-

delt. die der "Reichsbürgerbewegung" angehört.

Liegen bei der Vollstreckungsbehörde Anhaltspunkte für die Annahme vor, dass dia Vollstre-

ckungsschuldnerin oder der Vollstreckungsschuldner der "Reichsbürgerbewegung" ange-

hört, kann sie zunächst bei anderen Stellen ihres Rechtsträgers (Stadt, Gemeinde oder

Landkreis) Erkundigungen einziehen, ob diesen bekannt ist, dass die von einem Vollstre-

ckungsverfahren betroffene Person zu den "Reichsbürgern" oder "Selbstverwaltern" gehört.

Diese Anfrage ist nach $ 1 2 Abs. 2 Nr. 3 Hessisches Datenschutzgesetz(HDSG) zulässlg, wenn

keine von derVollstreckungsbehÖrde zu beachtenden Rechtsvorschriften ein.er Mitteilung an
die andere Stelle entgegenstehen. dass ein Vollstreckungsverfahren gegen die betroffene

Person anhängig ist. Das personenbezogene Datum der betroffenen Person. das die Zuge-
hörigkeit zur .,Reichsbürgerbewegung" zum Inhalt hat. kann bei den öffentlichen Stellen, zum
Beispiel bei der Pass- und PersonalausweisbehÖrde für die Erfüllung der eigenen Aufgaben

gespeichert sein ($ 1 1 Abs. f Satz l HDSG). Die Auskunft der öffentlichen Stelle an die Voll-

streckungsbehörde. dass die betroffene Person zur "Reichsbürgerbewegung" gehört. ist nach
$ 1 3 Abs. 2 Satz l i.V.m. $ .1 2 Abs. 2 Nr. 3 HDSG zulässig. Nach $ 1 3 Abs. 2 Satz l HDSG dtlrfën

personenbezogene Daten zu Zwecken. filr die sie nicht erhoben oder gespeichert worden

sind, verarbeitet werden, wenn dies aus den in $ 1 2 Abs. 2 und 3 HDSG genannten Gr(anden
zulässig ist. mithin auch für dle Durchführung von Vollstreckungsverfahren durch die Vollstre-

ckungsbehörden und Vollzlehungsbeamten der Städte, Gemeinden und Landkreise. Die

Übermittlung an die Vollstreckungsbehörde bedeutet zwar eine Zweckänderung, die aber
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unter Beachtung der Voraussetzungen des $ 12 Ab$. 2 Nr. 3 HDSG zulässig ist. Nach S 12
Abs. 2 Nr. 3 HDSG dürfen Daten bei Öffentlichen Stellen im Einzelfall ohne Kenntnis des Be-

troffenen erhoben werden, wenn die Abwehr erheblicher Nachteile für das Allgemeinwohl
oder von Gefahren für Leben. Gesundheit und persönliche Freiheit dies gebietet.

Führt eine Anfrage der Vollstreckungsbehörde innerhalb des eigenen Rechtsträgers zu kei-

nem Ergebnis. kann auf den Örtlich üblichen Informationswegen an das zuständige Polizei-

präsidium eine entsprechende Anfrage gerichtet werden. Eine solche Anfrage ist nach
5 22 Abs. 5 Satz l des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung
(HSOG) zulässig, soweit die von der Vollstreckungsbehörde zu beachtenden Rechtsvorschrif-

ten nichtentgegenstehen.
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ANSPRECHF%ARTNER

IQZUM THEMA

"REICHSBURGER"

UND "SELBS'lVERWAnER

Im sicherheitsbehördlichen Bereich

Hessisches Informations- und Kompetenzzentrum gegen Extremismus (HKE)
Das HKE koordiniert alle landesweiten Maßnahmen der Extremismuspräventlon und -inter-

vention. Zur Förderung von Maßnahmen stehen über das Landesprogramm "Hessen - aktiv
für Demokratie und gegen Extremismus" für das Jahr 2017 rund 4 Millionen. Eure zur
Verfügung

P Kontäkt; Friedrich-Eber-Allee 12

651 85 Wiesbaden

Tel.:0611/3530

www.hke.hessen.de

Landesamt für Verfassungsschutz Hessen (L:fV)

Als Frühwarnsystem informiert das LfV Hessen zuständige Ställen Über verfassungsfeindliche

Bestrebungen. damit diese die erforderlichen Maßnahmen einleiten können. Das LfV bietet
im Rahmen der Aufklärenden urld Beratenden Prävention seine Expertise in Form von

Broschüren, Vorträgen. Sensibilisierungsveranstaltungen und konkreten Fallberatungen an.

P Kontakt: Konrad-Adenauer-Ring 49
651 87 Wiesbaden
Tel.:0611/7200
www.IfV.hessen.de

Örtliche Polizeidienststellen

Zum polizeilichen Aufgabenbereich gehört auch der Staatsschutz und damit die Bearbeitung
von Straftaten der politisch motivierten Kriminalität sowie die Erstellung von Gefährdungs-
analysen f(}r Personen. Objekte und Institutionen, die aus den Phänomenbereichen der
politisch motivierten Kriminalität erwachsen.
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Im zivilgesellschaftlichen Bereich

)

Demokratiezentrum Hessen

Das Demokratiezentrum Hessen, ein zivilgesellschaftlicher Partner des Landes. fungiert als

Geschäftsstelle des "beratungsNetzwerks hessen - gemeinsam fur Demokratie und gegen
Rechtsextremismus". Dieses stellt u.a. f(}r Kommunen und Behörden Beratungsangebote zur

Verfügung, um Rechtsextremismus in Hessen entgegenzuwirken und Betroffenen zu helfen.

b Kontakt: Philipps-Universität Marburg
Wilhelm-Röpke-Str. 6 A

35032 Marburg
Tel.:06421/2821110

www.betatungsnetzwerk-hessen.de
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Definition
"Reichsbürger" und . sogenannte I'Selbstverwalter" sind
GfLif)pieruhgen::. und Einzelpersonen. die aus
unterböhiedlichen - Motiven und mit ..unterschiedlichen
Begrtlnduhgen, die Bundesrepublik. Deutschland als Staat
soWIe i .deren Rechtssystem und .. staatsorgane nicht
aherkennenl Dem Grundgesetz '.und odem freiheitlichen
Rechtsstaat der Bundesrepublik :Deutschland sowie ihren
derÜokFatisch gewäh.hen Reßräsehtanten wird von
'ReiChsbürgem": die Legitimation abgesprochen. Dabei
bërüfëh'gië" ëiëh "ühtëf anderem'" aüf 'däg'' historische
Dqüt$che .,. Reich, verschwörüngstheöretische
Aräumentationsmuster oder ein selbst . dëfinierte$

..Nätutreëht: .. "Reichsbürger" und sogenannte
3elbi&ërwatter" .Beben sich in Gänze als außerhalb der

RechtsöFdnung stehend. Sie sind deshalb in hohem Maße
bërëit, Verstöße gegen die Rechtsordnung zu begehen.

generelle Ablehnung des Staates und seiner gesamten
Rechtsordnung erkennbar wird. Als rechtsextremistisch
werden dabei jene "Reichsbilrger-Aktivitäten" bewertet.
die auch rechtsextremistische Elemente wie Rassismus,
Antisemitismus. Fremdenfeindlictikeit. Nationalismus

oder Völkischen Kollektivismus propagieren. Als Beispiel
ftlr eine rechtsextremistische "Reichsbürger"-
Gruppierung ist die "Exil-Regierung Deutsches Reich" zu
nennen. Die "Exil-Regierung Deutsches Reich'
propagiert neben der Fortexistenz des Deutschen
Reiches in den Grenzen von 1937 rassistische und
antisemitische Verschwörungstheorien. "Selbstverwalter
behaupten nicht ein Weiterbestehen des Deutsch
Reiches. sondern erklären ein von der Bundesrepub.-n
Deutschland gänzlich unabhängiges Hoheitsgebiet.

Warum verfassungsfeindlich?
Vorgehensweise der "Reichsbilrger"

Die Szene der "Reichsbürger" und "Selbstven\l\falter"
ist heterogen. In ihrer. fundamentalen Ablehnung
der Bundesrepublik Deutschland und ihrer
gesamten Rechtsordnung ist sich diese Szene jedoch
einig. Für die Verwirklichung ihrer Ziele treten sie aktiv
ein, z. B. . mit aggressiven Verhaltensweisen gegentlber
den Gerichten .und Behörden der Bundesrepublik
Deutschland. Bestrebungen. die eine derart
grundsätzliche Ablehnung der Bundesrepublik
Deutschland. ihrer Gesetze und Institutionen beinhalten.
bieten hinreichend tatsächliche Anhaltspunkte als
verfas$ungsfeindliche Bestrebungen ftlr eine Beobachtung
arch die Verfassungsschut2behörden. unabhängig

davon, dass diese Bestrebungen nur zum Teil dem
Phänomenbereich Rechtsextremismus zugeordnet
werden können.

Die "Reichsb(irmer" und "SelbstÜerwalter" werden deshalb
seit dem November 2016 in Gänze bundesweit von den
Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder
beobachtet. Zuvor wurden bereits die als
rechtsextremistisch in Erscheinung getretenen
"Reichsbürger'-Gruppierungen "Exil-Regierung Deutsches
Reich" und "Freistaat Preußen" vom Verfassungsschutz
beobachtet. Das Landesamt ftlr Verfassungsschutz (Lf\Ö
Hessen beobachtet im Rahmen seines gesetzlichen
Auftrags die gesamten Bestrebungen der "Reichsbi)rger"
und "Selbstverwalter". soweit aus deren Aktivitäten eine

Immer häufiger kommt es vor. dass Schreiben von
.Reichsregiorungen" oder . .Reichsbürgern' u. a.

an Verwaltungen und- Polizeidienststellen verschickt
werden. Unter Hinweis auf ihre .Reichsbtlrgerschaft"
zweifeln die sogenannten -.Reichsbürger' amtliche
Bescheide an, verweigern Bußgeldzahtungen. wollen
keine -Gebühren zahlen oder werfen den
Verwaltungsmitarbeitern rechtswidrigen Handeln vor.
Häufig werden auch sogenannte ."Reichsausweise" oder
'Reichsführerscheine" afs Ausweispapiere verwendet, die
im Internet gegen Bezahlung bestellt werden können.
Der Bundespersonalausweis wird von diesen Personen
bewusst abgelehnt . und bei den Meldebehör(
abgegeben.
Die Vorgehensweise einiger Reichsbilrger ist u. a. darauf
angelegt. verwirrung zu stiften und einzuschi)chtern. um
insbesondere staatliche Stellen von ihrem rechtlich
gebotenen Handeln abzuhalten. Geht man auf deren
Argumentation ein Und will diese widerlegen. so ist es
nicht selten der Fall. dass Erläuterungen der
Rechtsfragen zu weiteren Schritten der Antragsteller
ftlhren. Häufig wird dabei auch mit rechtlichen oder
sonstigen Konsequenzen .gedroht. Nicht selten kommt es
zu Beschimpfungen und Bedrohungen. Rechtsansprtlche
gegen Reichsbürger müssen oftmals mittels
Zwangsvollstreckung durchgesetzt werden. Hierbei ist in
Betracht zu ziehen, dass RelchsbClrger im Falle einer
solchen Maßnahme auch Gewalt anwenden können



Handlungsempfehlungen

Schnell und konsequent auf Anträge reagieren H+ Auf konkret gestellte Anträge
schriftliche Antwort geben

nur eine kurze

Dienstliche Schriftwechsel mit .Reichsb i] rgern' H'

H

und "Selbstverwaltern" auf das Notwendige
beschränken

\Mdersprüche oder ähnliche Schriftsätze, in
denen die Rechtmäßigkeit der Bundesrepublik
Deutschland angezweifelt wird, als unbegründet
zurtlckweisen

Rechtliche Möglichkeiten zur Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten konsequent anwenden

H
+ Beleidigungen. Bedrohungen und weitere

straftechtllch relevante Verhaltensweisen von
Reichsbt)rgern' unverzüglich den

Strafverfolgungsbehörden anzeigen

H

' Leiten Sie Schreiben mit Bezug zu "Reichsbclrgern
oder "Selbstwerwaltern" dem nächstgelegenen
Polizeipräsidium zu

+Sofern Sie von
oder genötigt werden,
mit der Polizei in Verbindung

Reichsbürgern" unmittelbar bedroht
setzen Sie sich unverztlglich

e Wenden Sie sich im Zweifelsfall
Polizei. das LfV Hessen oder an das
Kompetenzzentrum Rechtsextremismus(KOREX)

oder
an die örtliche

an
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Stellungnahme zum Beschluss des Kreistages vom 25.09.201 7
zum Antrag der Gießener Linke vom 20.08.2017 bezüglich
"Neue Berechnungsgrundlage für Nettokaltmieten (KdU)"

Der Kreistag hat in seiner Sitzung vom 25.09.20] 7 auf Antrag der.Fraktion Gießener
Linke vom 20.08.201 7 folgenden Beschluss gefasst:

Der Kreisausschuss wird gebeten zu prüfen. ob ab dem Jahre 2018 - möglichst zum
Beginn des Jahres - die KdU-Richtwerte, soweit sie die Netto-Kaltmiete betreffen.
nach den vom Amt für Bodenwirtschaft in Marburg in dem Programm
"Mietwertkalkulation MIKA 201 7' .ermittelten Mietwerten festgesetzt werden können

Frage l:
Während. das gültige von Analyse & .Konzepte (A&K) erstellte sog. "schlüssige
Konzept" lediglich für den Gesamtkreis repräsentative Daten ermitteln konnte.
unabhängig davon, wie sie sich auf die einzelnen Kommunen verteilen.
gewährleisten die von Gutachterausschuss erhobenen Daten Repräsentativität für
jede Gemeinde und Stadt, ja in zahlreichen Fällen sogar auf derEbene der Ortsteile
Sie sind also differenziert, ausgewogen und angemessen in der Fläche

Antwort:
Analyse & Konzepte hat bei der Erstellung des Gutachtens zur Ermittlung der KdU-
Angemessenheitswerte eine ausreichende Stichprobe (ca. 1 0 % der
Wohnungsmieten) herangezogen und ausgewertet.
Die Erstellung.eines Richtwertes fürjede einzelne Gemeinde ist nicht sinnvoll. da in
kleineren Ortsteilen zu wenig Wohnungen auf dem Markt angeboten werden.'so
dass aus mathematisch-statistischer Sicht für einige Ortsteile kein valider Wert für
eine bestimmte Haüshältsgröße abgeleitet werden könnte. Dies würde zu einer
größeren Rechtsunsicherheit führen, da einige Ortsteile keinen
Angemessenheitswert hätten. andere schon.
Der Landkreis Gießen würde ein hohes fiskalisches Risiko eingehen. da im Zweifel
für diese Ortsteile die tatsächlich anfallenden Unterkunftskosten zu übernehmen

Daher ist es bei der Ermittlung der Angemessenheitswerte möglich, für strukturell
vergleichbare Wohnungsmärkte(Bevölkerungsentwicklung, Bevölkerungsdichte.
Siedlungs.struktur, Neubautätigkeit in einer Gemeinde, Pro-Kopf-Einkommen,
Wohngeldeinstufung, Bodenpreis Zentralität, d.h.durchschnittliche Fahrdauer mit
dem PKW bis zum nächsten Oberzentrum in Minuten) mithilfe der Clusteranalyse
diese zu Wohnungsmarkttypen zusammenzufassen.

sin

.)

l:andkreis Gießen
Der Kreisausschuss Gießen, 27.11 .201 7

Fachbereich Jugend, Soziales und Familien
Fachdienst Soziales und Senioren

Name: Igor Dragoja
Telefon: 0641-9390 9303
Fax: 0641-9390 9]52
E-Mail: Igor.Dragoja@lkgl.de
Gebäude: G
Raum: G 3nq



l:rabe 2:

Während A&K Mietwerte unabhängig von ihrem Alter, also auch solche, die 1 0Jahre
und älter sind! berücksichtigt, erfasst MIKA nur solche Verträge - so wie es das BGB
in seine Vorschriften für Mietspiegel vorsieht, die in den letzten vierJahren
abgeschlossen.. verändert oder verlängert wurden. Die Mietwerte von MIKA sind also
entsprechend der gesetzlichen Vorschriften erstellt'und aktuell, weil sie die Dynamik
des Marktes und die Mieten zeitnah erfassen. ' ''

Anlwon:
Analyse & Konzepte hat im Rahmen der Ermittlung der Angemessenheitswerte die
abstrakt abgeleiteten Werte mit den aktuellen Mietangeboten verglichen, um damit
die konkrete Verfügbarkeit von Wohnraum im unteren Wohnungsmarktsegmentnachzuweisen.

Die Angebotsmieten wurden im Zeitraum Oktober 2015 bis März 2016 aus der
örtlichen Tagespresse und zahlreichen Internetportalen ausgewertet. Mit dieser
Methode wurde sichergestellt, dass einerseits durch die Anpassung des Richtwertes
an die konkrete Verfügbarkeit genügend Wohnraum im unteren Wohnungssegment
von den Leistungsbeziehern angemietet werden kann. Anderseits wurde mit diesem
Vorgehen verhindert, dass zu hohe Richtwerte berechnet werden. was zu einer
Fehlsteuerung des Wohnungsmarktes geführt hätte

'\

brand R'

Die ZÜsammenfassung unterschiedlicher Gemeinden ih Teilräumen im Konzept von
A&K führt dazu, dass Gemeinden und Städte gleich behandelt werden. deren .
Mietwerte deutlich verschieden sind, weil von'A&K die Bodenpreise (di'e in den
entsprechenden.Ortsteilen z. T. um den Faktor 3 bis 4 voneinander abweichen). der
Zugang zu Autobahnen, regionalen Zentren oder dem ÖPNV unberücksichtigt
blieben. Das führt dazu, dass - um ein Beispiel zu nennen - die Richtwerte für
Climbach, Allertshausen oder Sassen die gleichen sind wie für Alten- oder Großen-
Buseck, obwohl die Nettokaltmiete nach MIKA bis zu 2 € voneinander abweichen.
Diese Zusammenfassung nach Teilräumen - hach A&K notwendig. weil es .aus
erhebungstechnischen Gründen ... nicht möglich(ist), fürjede Kommune eine
separate Mietpreisübersicht zu erste]]en" (S. ] 3, A&K) - ist mit MIKA hinfällig, weil
ftlr alle Gemeinden und Städte entsprechende repräsentative Mietwerte vorliegen.

Antwort:

Die Gruppierung der einzelnen Gemeinden in Wohnungsmarkttypen erfolgt nicht
willkürlich: sondern leitet sich methodisch ab. Ziel des Gutachtens von Analyse &
Konzepte ist.es. die Gruppierung der Gemeinden des Landkreises so durchzuführen.
dass, innerhalb des jeweiligen Wohnqngsmarkttyps die Gemeinden möglichst J --'
ähnliche Merktnalsausprägungen aufweisen, sich aber gleichzeitig möglichst stark
von anderen Wohnungsmarkttypen unterscheiden. Bei der Ermittlung der
Wohnungsmarktt.epen kann es durchaus vorkommen, dass bezogen auf einzelne
Merkmale Unterschiede zwischen einzelnen Gemeinde.n bestehen, diese sich aber
bei einer Gesamtbetrachtung in Bezug auf ihre Struktur und Situation am
Wohnungsmarkt trotzdem stark ähneln und daher einem geme r samen
Wohnungsmarkttyp zugeordnet werden können.

Wie bereits in Frage l beschrieben, kann für einige Ortsteile kein

kein Angemessenheitswert vor.



Frage 4:
Die Daten von MIKA sind aber nicht nur ausgewogener. aktueller und differenzierter.
sondern auch umfassender. weil sie auch das Baujahr und den Standard
berücksichtigen. was bei A&K gänzlich außer Acht blieb.

Antwort:
Bei der Ermittlung der Angemessenheitswerte wurden insgesamt 1 1 768 Datensätze
von Bestands-. Angebots- und Neuvertragsmieten erhoben.
Nachdem die Einzeldatën um die Extremwerte (,Ausreißer') sowie um Wohnungen in
Wohnheimen und Pflegeheimen, Ferienwohnungen etc. reduziert wurden, konnten
insgesamt 1 0226 Wohn.ungen ausgewertet werden. Unterschiede beim Baujahr oder
Standard (außer LuxusÜohpun.gen und Substandardwohnungen) sollen und werden
nach den gesetzlichen Vorgaben nicht gemacht.

Die Stichprobenanzahl entspricht der aktuellen Rechtsprechung (BSG, Urteil vom
1 8.06.2008 - B 1 4/7b AS 44/06 R) und wurde von Sozialgericht Gießen mehrfach als
ausreichende Stichprobe bestätigt..

Das Konzept wurde bereits vom Sozialgericht Gießen mit Entscheidungen vom
04.11 .2015(Az.: S 25 AS 496/1 5 ER), vom 27.01.2016(Az.: S 25 AS 8/1 4) und vom
30.1 1 .2016(Az.: S 25 AS 841/16 ER) sowie vom Landessozialgericht Hessen vom
07.11 .2013 (Az.: L4 SO 166/13 B ER) und vom 29.12.2016(Az.: L4 S0 242/16 B
ER)für schlüssig befunden.

Der Lahn-Dill-Kreis wertet die Wohnungsmieteh nach folgenden Kriterien aus

Art der Wohnung(Wohnung in MFH oder gemietete EFH
Wohnungsgröße
Alter(Modernisierungsstand - Baujahr oderJahr der Modernisierung)
Ausstattung(einfach-mittel-gehoben)
Lage (mäßig-mittel-gut)
Mietstufe des Ortes(Bodenrichtwert)

Nach Rücksprache mit Herrn Röder, Leiter der Widerspruchsstelle LDK, wird bei
jeder Wohnung eine mittlere Lage sowie eine mittlere Ausstattung vorausgesetzt
Somit hatjede Wohnung einen mittleren Wohnwert von 6-8 Punkten.
Eine Aussage über den unteren Wohnungsmarkt gibt MIKA nicht her.

Grundsätzlich wird die Angemessenheit anhand der Kaltmiete bestimmt
Die Betriebskosten werden im Rahmen der Einzelfallentscheidung i.d.R.
[lbernommen.

Landkreis Gießen  
Transparenter Umgang mit den
Richtwerten. da über die Internetseite
des Landkrëises Gießen aufrufbar.
Die Gemeinden sind in vier
Wohnunasmarkttvoen eingeteilt.

Kaum Transparenz, da kein einheitlicher
Richtwert für eine Gemeinde gilt.
Jede Einzelwohnung besitzt einen
eigenen Richtwe rt

Die Werte desSchlüssigen Konzeptes
repräsentieren bereits den
sozialhilferechtlich relevanten unteren

MIKA dient den Vermietern als
Hilfestellung für die Bestimmung der
Kaltmiete für Einzelaebäiide - zfir



Wohnungsmarkt Bestimmung der Angemessenheitswene
nach dem SGB ll/Xll müssen weitere
Daten eingestellt werden
Im Lahn-Dill-Kreis wird nicht der
einfache. sondern der mi!!!ere Standard
vorausgesetzt
Eine objektive Bewertung nach den
Einzelkriterien nach MIKA(Außenwände
Dach, Fenster und. Außentüren
Innenwände und - türen
Deckenkonstruktion und Treppen
Fußböden,Sanitäreinrichtungen
Heizung,Sonstige technische
Ausstattung) ist für die Sachbearbeitung
kaum zu leisten

Einzelheiten über die Sanierungsqualität
des Wohngebäuden, da für alle
Wohngebäude eines
Wohnungsmarkttypes einheitliche
objektive Richtwerte gelten. Es kommt
zu keiner subjektiven Einschätzung der
Sachbearbeiter bezüglich der
Sanierungsqualität

Hält-Peter
Haup iärrül i

H
isbeigeordneter



Bericht "Zertifikat Wohnen und Wirtschaften Zertifikat WoW i"

Mit dem Zertifikat Wohnen und Wirtschaften, kurz "Zertifikat WoWi" sollen
Geflüchtete im Landkreis Gießen, sowie Zugewanderte über Pflichten als Mieter.in
sowie über Verbraucherthemen informiert werden.

Mittels eines Seminars, welches zentral, aber auch direkt in den
Gemeinschaftsunterkünften(Gus) durchgeführt wird, werden geflüchtete und
zugewanderte Personen über die Themen ressourcenschonendes Verhalten in allen
Bereichen des Haushalts, Hauspflege, Mülltrennung und -entsorgung, sowie
Haushalts- und Einkaufsplanung informiert.

Das Seminar wird in Kooperation mit dem DHB Landesverband Hessen e.V. Netzwerk
Haushalt durchgefü hrt.

Begleitet wird das Seminar von Dolmetscher.innen

Im Anschluss an das Seminar erfolgt in den GUs eine praktische Unterweisung durch
die Mitarbeiter.innen der Sozialen Teilhabe

Nach der erfolgreichen Teilnahme an dem Seminar, und der praktischen
Unterweisung für die Bewohner.innen der GUs, wird das Zertifikat "Wohnen und
Wirtschaften"(Zertifikat "WoWi") ausgestellt.

Die Zusammenstellung von Teilnehmer.innen nach Sprachgruppen und die
Organisation von geeigneten Räumlichkeiten erfolgt durch den Sozialen Dienst (Stab
99

Das Ziel des Seminars ist es, Kostenfallen vorzubeugen, Eigenverantwortung für das
Lebens- und Wohnumfeld zu erlangen und Integration durch Information und
Erklärung zu befördern.

lstayfo Turgay
Ehrenamtlicher Kreisbeigeordneter

Landkreis Gießen
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Bericht "BASIS"

Der Name BASIS setzt sich aus den Worten Beruf, Alltag, Sprache, Integration. und
Soziale Teilhabe zusammen.

BASIS zielt darauf ab, als zentrale Fachstelle sämtliche Angebote - d.h. Projekte,
Bildungsaktivitäten, Beratungseinrichtungen und weitere Programme - mit der
Zielgruppe Zugewanderte im Landkreis Gießen zu erfassen. BASIS soll als dauerhafte
Fachstelle in der Landkreisverwaitung eingerichtet werden.

Ziel ist es, Transparenz hinsichtlich der Maßnahmen und Projekte herzustellen.
eventuelle überschneidungen und Doppelüngen festzustellen Sowie Lücken im
Angebot zu identifizieren. Neue Projekte und Maßnahmen können erfasst werden.
es herrscht zudem auch Transparenz über auslaufende Projekte und Maßnahmen.
Ebenso können Bedarfe festgestellt werden, auf deren Basis neue Angebote
entwickelt we rden können.

Durch eine Fachkraft soll Monitoring und die Datenpflege betrieben werden

Eine sozialpädagogische Fachkraft soll aktive Beratungsleistungen für alle
angeschlossenen Institutionen erbringen. Hierbei können sich die Akteure über die
Angebote im Landkreis Gießen informieren und Hinweise zu Bedarfen erhalten.

Mit der Fachstelle BASIS sollen kurze Wege geschaffen werden, so dass alle Akteure
im. Landkreis schnellstmöglich die benötigten Informationen erhalten und somit die
passenden Maßnahmen für die Zielgruppe - Zugewanderte, v.a. Neuzugewanderte -
entwickelt und durchgeführt werden können.

lstayfo Tu rgay
Ehrenamtlicher Kreisbeigeordneter

Landkreis Gießen
Der Kreisausschuss Gießen. 15.11 .20] 7

Dezernat IV
Integration, Demografie und Teilhabe

Name: lstayfo Tu rgay
Telefon: 0641 -9390 1 73 1
Fax: 0641-9390 1787
E-Mail: lstayfo.Tu rgay@lkgi.de
Gebäude: F
Raum: 204


